
Aktenzeichen: 1 ABR 32/86
Bundesarbeitsgericht 1. Senat.Beschluß vom 8. Dezember 1987

- 1 ABR 32/86 -
I. Arbeitsgericht Beschluß vom 30* Oktober 1985

Essen - 4 BV 53/85 -
II. Landesarbeitsgericht Beschluß vom 11. März 1986

Düsseldorf - 8 Ta BV 5/86 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die.Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein N
Entscheidungsstichwort:

Betriebliche Bildungsmaßnahmen, Auswahl der Teilnehmer

Gesetz: BetrVG § 98 Abs. 3» § 98 Abs. 1, 2 und 4; BetrVG 1952 § 56
Abs. 1 Buchst, d); ZPO § 253 Abs. 2 Nr. 2, § 256 Abs. 1

Leitsätze:
1. Schlagen Arbeitgeber und Betriebsrat für die Teilnahme 
an Maßnahmen der Berufsbildung im Sinne von § 98 Abs 3 
BetrVG mehr Arbeitnehmer vor als Teilnehmerplätze zur Ver­
fügung stehen, müssen Arbeitgeber und Betriebsrat alle vor­
geschlagenen Arbeitnehmer in die Auswahl einbeziehen. Das 
gilt auch für die Einigungsstelle, wenn Arbeitgeber und 
Betriebsrat sich dicht einigen.
2. Der Betriebsrat hat dagegen nicht über die Eignung 
eines einzelnen Arbeitnehmers mitzubestimmen, wenn nur der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer für die Teilnahme an einer 
solchen Bildungsmaßnahme vorgeschlagen hat und der Be­
triebsrat sein Vorschlagsrecht nicht ausgeübt hat.
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1 ABR 32/86
8 Ta BV 5/86 Düsseldorf Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
8. Dezember 1987
Bittner, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Beschluß

In Sachen
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hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Anhörung vom 8. Dezember 1987 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Heither, die Richter Matthes 
und Dr. Etzel sowie die ehrenamtlichen Richter Muhr und 
Dr. Münzer beschlossen:

Auf die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf vom 11. März 1986 - 8 Ta BV 
5/86 - aufgehoben.

Die Beschwerde des Betriebsrats gegen den 
Beschluß des Arbeitsgerichts Essen vom 
30. Oktober 1985 - 4 BV 53/85 - wird zu­
rückgewiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

A. Der Arbeitgeber (Antragsgegner), ein Unternehmen des Bewa­
chungsgewerbes, führte im Jahre 1985 eine betriebliche Maßnahme 
der Berufsbildung durch. Er veranstaltete einen Lehrgang zum 
Thema "Geld- und Werttransporte/Kurierdienste" und einen Lehrgang 
zum Erwerb des Waffenscheins. Im Betrieb des Arbeitgebers besteht 
ein Betriebsrat (Antragsteller).
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Der Arbeitgeber schlug dem Betriebsrat als Teilnehmer an 
dieser Maßnahme den Arbeitnehmer G vor. Der Betriebsrat wi­
dersprach der Teilnahme dieses Arbeitnehmers mit der Begründung, 
die Arbeitnehmer, die nach der betrieblichen Ausbildung mit Herrn 
G Zusammenarbeiten müßten, lehnten eine solche Zusammenarbeit
ab. Der Betriebsrat schlug keinen anderen Arbeitnehmer für die 
Teilnahme an diesen Lehrgängen vor.

Der Arbeitgeber setzte sich Uber den Widerspruch des Be­
triebsrats hinweg; er ließ den Arbeitnehmer G an den Lehr­
gängen teilnehmen. Der Betriebsrat leitete daraufhin dieses Be­
schlußverfahren ein. Er hat die Auffassung vertreten, das Mit­
bestimmungsrecht bei der Auswahl der Teilnehmer an Maßnahmen der 
betrieblichen Berufsbildung erstrecke sich nicht nur auf die 
Auswahl derjenigen Arbeitnehmer, die der Betriebsrat für die 
Teilnahme an Berufsbildungsmaßnahmen im Sinne des § 98 Abs. 3 
BetrVG vorschlage. Arbeitgeber und Betriebsrat müßten sich auch 
auf die Teilnehmer einigen, die der Arbeitgeber vorschlage. Komme 
eine Einigung nicht zustande, müsse auch in diesem Falle die Ei­
nigungsstelle entscheiden.

Der Betriebsrat hat beantragt

festzustellen, daß ihm ein Mitbestimmungs­
recht bezüglich der betrieblichen Berufs­
ausbildung des Mitarbeiters G zustehe.

Der Arbeitgeber hat beantragt, den Antrag abzuv^eisen. Er hat 
die Auffassung vertreten, der Antrag sei unzulässig, da er le-
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diglieh den entsprechenden Gesetzeswortlaut wiederhole. Im übri­
gen sei der Antrag unbegründet; dem Betriebsrat stehe kein Mit­
bestimmungsrecht zu, wenn er keinen Teilnehmer für eine Maßnahme 
der Berufsbildung im Sinne von § 98 Abs. 3 BetrVG vorschlage.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag des Betriebsrats abgewie­
sen. Auf die Beschwerde des Betriebsrats hat das Landesarbeits­
gericht dem Antrag stattgegeben. Mit der vom Landesarbeitsgericht 
zugelassenen Rechtsbeschwerde will der Arbeitgeber erreichen, daß 
die erstinstanzliche Entscheidung wiederhergestellt wird.

B. Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers ist begründet. Das 
Landesarbeitsgericht hat dem Antrag des Betriebsrats zu Unrecht 
stattgegeben. Die Teilnahme eines vom Arbeitgeber benannten Ar­
beitnehmers an Maßnahmen der Berufsbildung im Sinne von § 98 
Abs. 3 BetrVG ist dann nicht von der Zustimmung des Betriebsrats 
abhängig, wenn der Betriebsrat keinen Vorschlag für die Teilnahme 
anderer Arbeitnehmer an diesen Maßnahmen macht.

I. Der Antrag des Betriebsrats ist zulässig.

1. Der Antrag bedarf der Auslegung; er ist der Auslegung fähig.

Der Antrag bezieht sich seinem Wortlaut nach auf eine be­
reits abgeschlossene Maßnahme. Die Maßnahme, für die der Be­
triebsrat ursprünglich ein Mitbestimmungsrecht in Anspruch ge­
nommen hatte, war die Auswahl und Entsendung des Arbeitnehmers,
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den der Arbeitgeber zur Teilnahme an der Maßnahme der Berufsbil­
dung ausgewählt hatte.

Der Antrag des Betriebsrats betrifft jedoch nicht mehr den 
Fall G . Der Betriebsrat hat diesen Fall zürn Anlaß genommen, 
seine Mitbestimmungsrechte bei Fallgestaltungen dieser Art ge­
richtlich klären zu lassen. Das ergibt sich aus der Begründung 
der Anträge, insbesondere aus dem Vorbringen des Betriebsrats vor 
dem Landesarbeitsgericht. Beide Beteiligten haben in der mündli­
chen Anhörung vor dem Senat klargestellt, daß der Antrag des Be­
triebsrats so zu verstehen sei.

Danach will der Betriebsrat festgestellt wissen, daß bei 
Durchführung von Maßnahmen der Berufsbildung im Sinne von § 98 
Abs. 3 BetrVG ihm auch dann ein Mitbestimmungsrecht bei der 
Auswahl der Teilnehmer zusteht, wenn er selbst keine Arbeitnehmer 
für die Teilnahme an solchen Maßnahmen vorgeschlagen hat.

2. Dieser von einer abgeschlossenen Maßnahme losgelöste Fest­
stellungsantrag ist möglich. Er braucht nicht neben einem Antrag 
gestellt zu werden, der sich auf eine Maßnahme in einem Einzel­
fall bezieht. Er kann für sich allein gestellt werden, wenn eine 
einzelne Maßnahme bereits abgeschlossen ist und an der Entschei­
dung der Frage, ob der Betriebsrat bei dieser Maßnahme zu betei­
ligen war, kein Interesse mehr besteht (ständige Rechtsprechung 
des Senats, vgl. Beschluß des Senats vom 10. April 1984 - 1 ABR 
73/82 - AP Nr. 3 zu § 81 ArbGG 1979).
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Der Antrag des Betriebsrats ist bestimmt genug (§ 253 Abs.
2 Nr. 2 ZPO). Diejenigen Maßnahmen, für die der Betriebsrat ein 
Mitbestimmungsrecht in Anspruch nimmt, müssen so genau bezeichnet 
werden, daß mit der Entscheidung feststeht, für welche Maßnahmen 
oder Vorgänge das Mitbestimmungsrecht bejaht oder verneint worden 
ist. Das ist hier in ausreichendem Umfang geschehen. Die Fallge­
staltung, für die der Betriebsrat ein Mitbestimmungsrecht in An­
spruch nimmt, ist beschrieben.

Für diesen Antrag besteht das nach § 256 Abs. 1 ZPO erfor­
derliche Rechtsschutzinteresse. Maßnahmen der Berufsbildung im 
Sinne von § 98 Abs. 3 BetrVG werden im Betrieb des Arbeitgebers 
häufig durchgeführt. Dabei nimmt der Betriebsrat für die Zukunft 
ein Recht auf Zustimmung zu Vorschlägen des Arbeitgebers in An­
spruch, auch wenn er selbst keine Vorschläge gemacht hat. Tat­
sächlich kann es nach dem übereinstimmenden Vortrag beider Be­
teiligten auch in Zukunft zu dieser Fallgestaltung kommen.

II. Der Antrag des Betriebsrats ist nicht begründet. Das in An­
spruch genommene Mitbestimmungsrecht folgt weder aus § 98 Abs. 1 
BetrVG noch aus § 98 Abs. 3 in. Verb, mit I 98 Abs. 4 BetrVG.

1. Nach § 98 Abs. 1 BetrVG hat der Betriebsrat bei der Durch­
führung von Maßnahmen der betrieblichen Berufsbildung mitzube­
stimmen. Dieses Mitbestimmungsrecht setzt voraus, daß der Ar­
beitgeber eine solche Maßnahme der betrieblichen Berufsbildung 
tatsächlich durchführt. Er kann dazu jedoch vom Betriebsrat nicht 
gezwungen werden (vgl. Dietz/Richardi, BetrVG, 6. Auf1., § 98
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Rz 2; Galperin/Löwisch, BetrVG, 6. Aufl., § 98 Rz 2 - 4; Fit­
ting/ Auffarth/Kaiser/Heither, BetrVG, 15. Aufl., § 98 Rz 2;
Kraft, GK-BetrVG, 3. Bearbeitung, § 98 Rz 1).

Zur Durchführung von Maßnahmen der betrieblichen Berufsbil­
dung gehört die Auswahl der teilnehmenden Arbeitnehmer. Das war 
zwar zu § 56 Abs. 1 Buchst, d) BetrVG 1952 bestritten (vgl. 
etwa Peterek, DB 1970, 587, 591; Oetker, Die Mitbestimmung der 
Betriebs- und Personalräte bei der Durchführung von Berufsbil­
dungsmaßnahmen, 1986, S. 106). Der Gesetzgeber hat aber diese 
Streitfrage zugunsten des Betriebsrats entschieden. Der Be­
triebsrat ist bei der Auswahl der Teilnehmer nach Maßgabe des 
§ 98 Abs. 3 und 4 BetrVG 1972 zu beteiligen.

Inhalt und Umfang dieses Beteiligungsrechts bei der Auswahl 
von Teilnehmern an Maßnahmen der betrieblichen Berufsbildung sind 
in § 98 Abs. 3 und 4 BetrVG 1972 geregelt. Diese Regelung ist 
eine abschließende und eigenständige Regelung. An diesen perso­
nellen Entscheidungen ist der Betriebsrat nicht nach § 98 Abs. 1 
BetrVG zu beteiligen, sondern nur nach § 98 Abs. 3 und 4 BetrVG. 
Das ergibt sich bei einer systematischen Betrachtung des § 98 
BetrVG. Einzelne Vorgänge, die bei der Durchführung von Maßnahmen 
der betrieblichen Berufsbildung anfallen, haben eine eigenstän­
dige Regelung erfahren. Das gilt zum einen für die Auswahl von 
Arbeitnehmern zur Teilnahme an solchen Maßnahmen, aber auch für 
die Bestellung einer mit der Durchführung der betrieblichen Be­
rufsbildung beauftragten Person (§ 98 Abs. 2 BetrVG). Die Be­
teiligungsrechte des Betriebsrats sind unterschiedlich ausge-
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staltet. Das gilt z. B. für die Auswahl der teilnehmenden Ar­
beitnehmer. Nach § 98 Abs. 4 BetrVG muß die Einigungsstelle ohne 
Einschränkungen entscheiden, wenn ira Fall des Absatzes 1 (allge­
meines Mitbestimmungsrecht bei der Durchführung von Maßnahmen der 
betrieblichen Berufsbildung) keine Einigung zustande kommt. Im 
Falle des Absatzes 3 wird die Einigungsstelle nur tätig, wenn 
über die vom Betriebsrat vorgeschlagenen Teilnehmer eine Einigung 
nicht zustande kommt. Daraus folgt, daß sich ein Mitbestimmungs­
recht des Betriebsrats bei der Auswahl der Teilnehmer nur aus 
§ 98 Abs. 3 in Verb, mit § 98 Abs. 4 BetrVG ergeben kann.

2. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts besteht 
bei Fallgestaltungen der vorliegenden Art kein Mitbestimmungs­
recht des Betriebsrats nach § 98 Abs. 3 und 4 BetrVG.

Das Bundesarbeitsgericht hat zu Inhalt und Umfang des Mit­
bestimmungsrechts bei der Auswahl von Teilnehmern an Maßnahmen 
der Berufsbildung noch nicht Stellung genommen. Im Schrifttum ist 
der Umfang des Beteiligungsrechts umstritten. Einigkeit besteht 
nur darüber, daß das Beteiligungsrecht des Betriebsrats Uber ein 
Vorschlagsrecht hinausgeht (Kraft, aaO, § 98 Rz 11; Weiss,
BetrVG, 2. Aufl., § 98 Rz 7; Viets, DB 1980, 2085). Einige Au­
toren meinen, es handele sich um ein Mitbestimmungsrecht in der 
Form des positiven Konsensprinzips; Arbeitgeber und Betriebsrat 
müßten sich Uber alle Teilnehmer einigen (Dietz/Richardi, aaO, Rz 
2; Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither, aaO, Rz 29; Weiss, aaO;
Viets, aaO).
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Der zuletzt genannten Auffassung ist auch das Landesar­
beitsgericht gefolgt. Das hält der Senat in Fällen der vorlie­
genden Art nicht für richtig.

Der Wortlaut des § 98 Abs. 3 und 4 BetrVG spricht nicht für 
ein Mitbestimmungsrecht in dem Sinne, daß der Betriebsrat der 
Auswahl eines jeden Arbeitnehmers zustimmen müßte. Wäre das ge­
wollt, hätte die Vorschrift lauten müssen: Der Betriebsrat hat 
bei der Auswahl der teilnehmenden Arbeitnehmer mitzubestimmen. So 
lautet die Vorschrift aber nicht. Sie ist differenzierter.

Auszugehen ist von dem Fall, daß der Arbeitgeber die Zahl 
der Teilnehmer an einer Berufsbildungsmaßnahme im Sinne von § 98 
Abs. 3 BetrVG bestimmt, Arbeitgeber und Betriebsrat aber zusam­
men mehr Arbeitnehmer für die Teilnahme vorschlagen als Ausbil­
dungsplätze zur Verfügung stehen. In Fällen dieser Art muß eine 
Auswahl getroffen werden. Lehnt der Arbeitgeber einen oder meh­
rere vom Betriebsrat vorgeschlagene Teilnehmer ab, muß die Eini­
gungsstelle entscheiden (§ 98 Abs. 4 BetrVG). Die Einigungs­
stelle hat deshalb auszuwählen. Sie muß Kriterien für die Auswahl 
aufstellen. Nach diesen Kriterien muß sie alle vorgeschlagenen 
Teilnehmer beurteilen, unabhängig davon, ob der Arbeitgeber oder 
der Betriebsrat sie vorgeschlagen hat. Auf diese Weise kommt es 
indirekt auch zu einer Beurteilung der Arbeitnehmer, die der Ar­
beitgeber vorgeschlagen hat. Dürfte die Einigungsstelle nur über 
die Vorschläge des Betriebsrats entscheiden, wäre eine einheit­
liche Beurteilung nicht möglich. Außerdem könnte der Arbeitgeber 
das Recht des Betriebsrats, die Auswahl beeinflussen zu können,
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dadurch unterlaufen, daß er selbst so viele Arbeitnehmer benennt, 
wie Ausbildungsplätze zur Verfügung stehen (wie hier Galperin/ 
Löwisch, BetrVG, 6. Aufl., § 98 Rz 23; a.A. Heisei, Die Mit­
wirkung und Mitbestimmung des Betriebsrats in personellen Ange­
legenheiten, 5. Aufl., S. 55; Stege/Weinspach, BetrVG, 5.
Aufl., §§ 96 - 98 Rz 25).

Von dieser Fallgestaltung unterscheidet sich der vorliegende 
Fall. Hier hat der Betriebsrat keinen Vorschlag für die Teilnahme 
eines Arbeitnehmers gemacht. Er hat sein Vorschlagsrecht nach 
§ 98 Abs. 3 BetrVG nicht wahrgenommen. Deshalb kann er auch 
keine Entscheidung der Einigungsstelle herbeiführen. § 98 Abs. 4 
Satz 1 BetrVG knüpft an die Regelung des § 98 Abs. 3 BetrVG an. 
Nach § 98 Abs. 3 BetrVG kann der Betriebsrat Vorschläge für die 
Teilnahme von Arbeitnehmern oder Gruppen von Arbeitnehmern des 
Betriebs an den in dieser Bestimmung genannten Maßnahmen der be­
ruflichen Bildung machen. Nach § 98 Abs. 4 BetrVG entscheidet 
die Einigungsstelle, wenn über die nach Absatz 3 vom Betriebsrat 
vorgeschlagenen Teilnehmer eine Einigung nicht zustande kommt. 
Nach dem Wortlaut kann die Einigungsstelle deshalb nur angerufen 
werden, wenn der Betriebsrat zuvor Teilnehmer vorgeschlagen hat.

Ein solches Verständnis der Norm ist mit ihrem Zweck zu 
vereinbaren. Dem Betriebsrat werden Beteiligungsrechte bei der 
Auswahl der Arbeitnehmer deshalb eingeräumt, weil wichtige Ar­
beitnehmerinteressen berührt sind. Die Teilnahme an Maßnahmen der 
betrieblichen Berufsbildung kann darüber entscheiden, ob Arbeit­
nehmer ihren Arbeitsplatz behalten oder an einem beruflichen
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Aufstieg teilnehmen können (vgl. BAG Beschluß vom 5. November 
1985 - 1 ABR 49/83 - AP Nr. 2 zu § 98 BetrVG 1972; Fitting/Auf- 
farth/Kaiser/Heither, BetrVG, 15. Auf1., § 96 Rz 9). Bei der 
Verteilung der zur Verfügung stehenden Ausbildungsplätze hat der 
Betriebsrat auf eine gerechte Verteilung der Ausbildungsplätze 
hinzuwirken. Arbeitgeber und Betriebsrat müssen deshalb Auswahl­
kriterien aufstellen und die vorgeschlagenen Arbeitnehmer nach 
diesen Auswahlkriterien beurteilen. Kommt hierüber keine Einigung 
zustande, hat die Einigungsstelle zu entscheiden. Sie trifft die 
Auswahl. Hat der Betriebsrat jedoch keine Vorschläge gemacht, 
sieht er Arbeitnehmerinteressen folglich nicht als berührt an. 
Tatsächlich käme es in der Einigungsstelle, wenn der Betriebsrat 
sie anrufen könnte, ohne eigene Vorschläge gemacht zu haben, auch 
nicht zu einer Auswahlentscheidung. Die Entscheidung könnte le­
diglich dahin lauten, ob die vom Arbeitgeber vorgeschlagenen Ar­
beitnehmer teilnehmen dürfen oder nicht (vgl. zust. Dietz/Ri- 
chardi, aaO, § 98 Rz 48; Hess/Schlochauer/Glaubitz, BetrVG, 3.
Auf1., § 98 Rz 46; Weiss, aaO, § 98 Rz 7).

Danach hat der Betriebsrat dann - aber auch nur dann - die 
Möglichkeit, wegen fehlender Einigung zwischen Arbeitgeber und 
Betriebsrat über die Teilnehmer an einer Maßnahme der betriebli­
chen Berufsbildung im Sinne von § 98 Abs. 3 BetrVG die Eini­
gungsstelle anzurufen, wenn er selbst eigene Vorschläge gemacht 
hat. Damit wird sein Mitbestimmungsrecht nicht entwertet. Der 
Betriebsrat kann diese Voraussetzung unschwer dann erfüllen, wenn 
nach seiner Auffassung im Betrieb besser geeignete Arbeitnehmer 
vorhanden sind, die der Arbeitgeber zu Unrecht bei der Auswahl
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übergangen hat. Kann er keine solchen Teilnehmer vorschlagen, ist 
das bloße Nein zu Vorschlägen des Arbeitgebers für die Verstän­
digung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat nicht hilfreich. Es 
erleichtert nicht die Auswahl unter mehreren geeigneten Bewer­
bern, sondern führt nur zu einer Auseinandersetzung über die 
Eignung eines einzigen Arbeitnehmers. Das aber ist nicht Sinn 
eines Auswahlverfahrens.

3. Danach steht dem Betriebsrat das in Anspruch genommene Mit­
bestimmungsrecht nicht zu. Die Entscheidung des Arbeitsgerichts, 
das den Antrag des Betriebsrats abgewiesen hatte, muß deshalb 
wiederhergestellt werden.

Dr. Heither Matthes Dr. Etzel
Muhr Dr. Münzer
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